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Die Bereitschaft, etwa auf StS-Ebene darüber zu diskutieren, war nicht 
vorhanden. Im Landtag war nach den Neuwahlen und den Startquerelen 
von Rot-Rot noch nicht die Gelegenheit, das Gespräch über das Gutach-
ten aufzunehmen. Das steht jetzt bevor“. 
Letztlich geht aus den Antworten hervor, dass sich die Bezuschussung der 

freien Schulen aufgrund bzw. mithilfe des Gutachtens in fünf von 14 Bun-
desländern explizit verbessert hat. Dazu zählen die Länder: 
�  Hessen: „Erhöhung des Gastschulbeitrages“; „Einführung einer geringen 

Investitionskostenzulage.“ 
�  Sachsen-Anhalt: „Wichtige Kostenanteile wie Vertretungsreserve oder 

Klassenteilungen wurden in die pauschale Finanzhilferechnung aufge-
nommen. Es wird jetzt nicht mehr auf das vergangene Schuljahr, sondern 
auf das tatsächliche abgestellt, so dass tarifliche Entwicklungen nicht 
mehr zeitverzögert ankommen.“ „Die Finanzhilfen für allgemeine Schu-
len sind deutlich gestiegen (nicht aber für berufsbildende Schulen) – das 
hat aber auch etwas mit dem besonderen Finanzierungsberechnungen in 
Sachsen-Anhalt zu tun. Erhöhung Schülerkostensatz.“ 

�  Thüringen: „Da beide Gutachten im Ergebnis nicht weit auseinander la-
gen, konnte die Höhe der ermittelten Schülerkosten nicht übergangen 
werden. Im Ergebnis haben wir in Thüringen eine vergleichsweise gute 
Refinanzierung erreicht.“1 

�  Sachsen: „Systemwechsel bei der Bezuschussung (wenngleich sicher 
nicht nur durch das Gutachten, es ist lediglich in den Prozess eingeflos-
sen).“ 

�  Schleswig-Holstein: „Durch eine weitere Verstärkung der pol. Aktivitä-
ten (z.B. Podiumsdiskussionen, Briefaktionen, Demonstrationen, „Finanz-
lückenfeste“) haben wir erreicht, dass ab 2008 die Zuschüsse an die Tarif-
steigerungen der Landesbeamten angekoppelt wurden.“ 
Die meisten schulpolitischen Veränderungen zugunsten der freien Schu-

len haben sich in jenen Bundesländern ergeben, in denen die Schulen und 
Verbände freier Träger mit den Gutachten nach der öffentlichen Präsentati-
on durch die Software AG-Stiftung nachhaltig und öffentlichkeitswirksam 
weiter „gearbeitet“ haben (z.B. bei Kundgebungen, Aktionswochen oder po-
litischen Veranstaltungen; bei persönlichen Gesprächen mit politischen Ver-
tretern; Bezugnahme in Infoflyern oder auf Elternabenden). Als vorteilhaft 
bzw. gewinnbringend hat sich dabei die enge Zusammenarbeit der verschie-
denen Verbände bzw. Vertreter freier Schulen erwiesen. Eine einheitliche 
Vorgehensweise gestaltete sich dort am schwierigsten, wo befürchtet wurde, 
traditionell gute Beziehungen zu politischen Vertretern dadurch zu gefähr-
den. In Brandenburg und Berlin ist es zu keiner nachhaltigen Öffentlich-
keitsarbeit gekommen. 
4. Fazit 

Insgesamt gesehen sind die mitgeteilten Befunde dieser Evaluationsstudie 
ermutigend. Sie machen aber auch deutlich, dass man bei immer knapper 
werdenden öffentlichen Kassen auf eine signifikante Verbesserung der staat-
lichen Bezuschussung freier Schulen kurzfristig nicht hoffen kann. Bisweilen 
wurde es in einzelnen Bundesländern daher als Erfolg gewertet, wenn ge-
plante Finanzhilfekürzungen verschoben bzw. politisch nicht umgesetzt 
wurden. Ohnehin ist erstaunlich, dass hierzulande verschwindend wenige 
freie Schulen wegen finanzieller Probleme Insolvenz anmelden mussten. 
       
                                     
1  In Thüringen hat die Landesregierung ein Parallelgutachten bei Kienbaum und Partnern in Auftrag gegeben, das vergleichbare Ergebnisse wie 

das Steinbeisgutachten aufweist. Dafür hat das Land ca. 120.000 € investiert. 
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Vielmehr ist der Anteil der Privatschulen von 1992 bis heute bundesweit um 
43,5 % gestiegen. Ein Hinweis darauf, dass es den freien Schulen hierzulande 
offenbar recht gut gelingt, mit den zur Verfügung stehenden finanziellen 
Ressourcen auszukommen und unter wirtschaftlich schwierigen Bedingungen 
gar zu expandieren. Unter welchen Bedingungen (z.B. Lehrergehälter weit 
unter dem Tarif) und mit welchen Konsequenzen (z.T. monatliche Elternbei-
träge über 400 €) dies geschieht, bedarf natürlich einer genaueren Analyse. So 
stehen in Hamburg z.B. die ersten freien Schulen unter politischem Druck, 
weil die Höhe des erhobenen Schulgeldes nach Ansicht der Senatsbehörde 
das Sonderungsverbot verletzt. Zudem ist in diesem Zusammenhang zwi-
schen Ersatz- und Ergänzungsschulen sowie zwischen freien Schulen mit 
eindeutig kommerziellem Hintergrund von jenen zu differenzieren, welche 
von einem gemeinnützigen Träger betrieben werden. 

Weil sich aus den Gutachten keine Rechtsansprüche ableiten lassen, sollte 
man sich bei den Bemühungen um eine finanzielle Besserstellung bzw. 
Gleichbehandlung freier Schulen weiterhin vor allem auf inhaltlich überzeu-
gende Argumente stützen. Als Anbieter einer Dienstleistung, die von immer 
mehr Eltern für ihr Kind gewünscht bzw. bereits in Anspruch genommen 
wird, wäre in dieser Hinsicht z.B. darauf hinzuweisen, dass sie wesentlich re-
formorientierter arbeiten als Schulen in staatlicher Trägerschaft, und dies bei 
wesentlich besserer Kosteneffizienz. Freie Schulen stellen deshalb sowohl ei-
ne Bereicherung für das bestehende Schulsystem als auch eine Konkurrenz 
zu ihm dar, weshalb letzteres nur von ihnen profitieren kann, wie das Bei-
spiel Helene-Lange-Schule in Wiesbaden zeigt, in der sich Ansätze aus der 
Montessori- und aus der Waldorfpädagogik wieder finden. Freie Schulen er-
füllen als Ersatzschulen wie die staatlichen Bildungseinrichtungen einen öf-
fentlichen Bildungsauftrag, allerdings mit z.T. anderen pädagogischen Inten-
tionen wie auch Praktiken bzw. Methoden. Für die Eltern bedeutet ihre Exis-
tenz eine Zunahme an Wahlfreiheit, was unter dem Aspekt der Passung zwi-
schen Elternhaus, Kind und Schule nur von Vorteil sein kann (z.B. 
HUMMRICH und HELSPER 2004, ULLRICH und STRUNCK 2009). Letztlich ist 
darauf hinzuweisen, dass die in der BRD immer wieder angemahnte und 
bisweilen nur unzureichend realisierte Gleichheit von Bildungschancen in je-
nen Industrienationen am besten gelingt, in denen der Privatschulanteil deut-
lich höher liegt (z.B. CORTINA 2010). Es lohnt sich deshalb auch, auf die Si-
tuation in anderen Ländern (z.B. Holland) zu blicken, auch wenn sich Schul-
systembedingungen bekanntlich nur schwer miteinander vergleichen bzw. 
aufeinander beziehen lassen. Kurzum: Vielfalt trägt immer zur Bereicherung 
einer sozialen Gemeinschaft bei, während Monokulturen zur Schwächung 
eines Systems, einer Gesellschaft etc. führen. Darauf hat vor Kurzem auch 
der DPWV sowie der Hessische Unternehmerverband hingewiesen. 
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Ausweg Privatschulen? 
CHRISTIAN FÜLLER: Ausweg Privatschulen? edition Körber-Stiftung 2010. 

PROF. DR. JOHANN PETER VOGEL, BERLIN 

CHRISTIAN FÜLLER, für Bildung zuständiger Journalist der taz, stellt sich ei-
ne anspruchsvolle Aufgabe: Er will darstellen, was sie, die Privatschulen, „bes-
ser können“ (als die staatlichen Schulen) und „woran sie scheitern“ – so der 
Untertitel seines Buches. Er beschreibt zehn beispielhafte Schulen – konfessi-
onelle, reformpädagogische, Waldorf- und Alternativ- sowie „profitorientierte“ 
Schulen –, stellt ihnen zwei staatliche „Charter Schools“ gegenüber, äußert sich 
bildungspolitisch vor allem zu Fragen der (unerfreulichen) Genehmigungspra-
xis, (unzureichender) öffentlicher Finanzhilfen und zum Sonderungsverbot 
und gibt schließlich Ratschläge (für Eltern), wie die passende Schule auszusu-
chen ist; flott geschrieben auf 275 Seiten. 

Zunächst einmal: Das Buch ist erfreulich; es tritt nicht nur für Privatschulen 
ein, es sieht in ihnen auch die besseren Schulen (das tut ihnen gut) und greift 
mit Recht die sich angesichts des Schülerzustroms verschärfenden, zweifelhaf-
ten und rechtswidrigen Genehmigungs- und Finanzhilfepraxen der Schulver-
waltungen an – Haltungen, die im linken politischen Spektrum nicht selbstver-
ständlich sind. FÜLLER beschreibt die ausgewählten Schulen (ältere wie die 
Odenwaldschule und das Kolleg St. Blasien, jüngere wie die Freie Schule An-
ne-Sophie, Künzelsau, und die Werkstattschule Rostock, aber auch die 
Phorms-Schule Berlin-Süd) und nennt sie „die interessantesten deutschen Pri-
vatschulen“. Naja ... Die neue Inklusionspädagogik, überhaupt das Verhältnis 
allgemeinbildender Schulen zu Förderschulen, sowie die berufsbildende Schu-
len sind nicht Gegenstand des Buches. Was mir bei der Lektüre nicht so deut-
lich geworden ist, sind konkrete Hinweise, woran Freie Schulen „scheitern“ – 
ich vermute, FÜLLER meint nicht nur die böse Schulverwaltung? Es fällt das 
Stichwort „Selbstblockaden“, aber was ist das genau? 

Was sie besser können? FÜLLER kämpft mit den statistischen Spielchen mit 
den (nur exklusiv zugänglichen) PISA-Daten, die das Bessersein der Freien 
Schulen offenbar nicht völlig bestätigen. Er hätte hinzufügen können, dass sich 
die PISA-Werte ausschließlich am Notenpegel der staatlich verordneten Fächer 
orientieren und weder das Schulklima noch die Werthaltungen noch die indivi-
duelle Zuwendung zum Schüler, die das Besondere der Schulen in freier Trä-
gerschaft ausmachen, enthalten. Abgesehen von Hochbegabtenschulen oder 
Jesuitenkollegs wollen gerade reformpädagogische Schulen gar nicht irgend-
welche Höchstleistungen züchten; es geht ihnen mehr um die menschliche und 
geistige Entwicklung ihrer Schüler. 

Natürlich spielt beim PISA-Ranking auch der soziale Querschnitt der Schü-
lerschaft eine Rolle, doch wäre auch da hinzuzufügen, dass Zweidrittel der 
Schulen, die konfessionellen Schulen, mit ihren niedrigen Schulgeldern keine 
soziale Auswahl vornehmen, und dass an vielen anderen Schulen außer den 
„Schnöseln“ Schüler, die von Jugendämtern betreut werden, oder solche mit 
gebrochenen Schülerlaufbahnen an Freien Schulen landen. Ein Grundproblem 
bleibt bei allem Bemühen um einen ausgewogenen Sozialquerschnitt: Nur die 
bildungsbeflissenen Eltern suchen sich die Schulen ihrer Kinder aus und sind 
ggf. bereit, dafür auch Geld auszugeben; bildungsferne Eltern nehmen die 
nächstgelegene kostenlose. Die sogenannte Entmischung der Schüler ist nicht 
nur die Folge von Freien Schulen, sondern die Folge jeder Profilierung und 
Individualisierung von Schulen. 

Mit Recht setzt FÜLLER Sonderungsverbot und öffentliche Finanzhilfe in 
ein Komplementärverhältnis und weist auf das Dilemma eines Grundrechts 
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hin, das nach dem Willen des Grundgesetzes sozial ausgeübt werden soll, letzt-
lich dann aber dank Rechtsprechung und Schulpolitik doch nur mit erhebli-
chen finanziellen Opfern zugänglich ist. Wobei es zu den Absurditäten gehört, 
dass das Schulgeld jetzt von einzelnen Bundesländern einheitlich festgelegt 
wird, und zwar unabhängig von der Schulart und der pädagogischen Konzep-
tion! Die Schulen bewegen sich zwischen der Skylla Überschreitung des Sonde-
rungsverbots und der Charybdis Schließung aus finanziellen Gründen. 

Schließlich beschreibt FÜLLER mit Recht auch zwei staatliche Modelle und 
macht damit darauf aufmerksam, dass es weniger das Private ist, das pädagogi-
schen Erfolg hat; vielmehr ist es die Selbstbestimmung einer Schule über ihre 
Ziele und Inhalte sowie über die Zusammensetzung ihres Personals, die ent-
scheidend ist. Sein Eintreten für „Charter Schools“ trifft sich mit den Bestre-
bungen des „Paritätischen“. 

Leider hat FÜLLERS Buch auch ärgerliche Mängel. Es erweckt den Ein-
druck, dass alle teureren Schulen „elitär“ und profitorientiert sind. „Elitär“ 
wird hier negativ ökonomisch konnotiert, auf der anderen Seite ist aber auch 
das Jesuitenkolleg St. Blasien „elitär“, hier aber im Sinne hoher Schülerleistun-
gen. Wenn Schulen gemeinnützig, also nicht profitorientiert sind, können sie 
gleichwohl einen hohen Finanzbedarf haben, weil ihre pädagogische Konzep-
tion z.B. kleine Klassen vorsieht; das sind z.B. Internatsschulen, deren Größe 
von der Funktion her begrenzt ist. Auch echte Internationale Schulen (etwa die 
in der AGIS – im Unterschied zu bilingualen oder nationalen Schulen) sind 
gemeinnützig und teuer, weil zentrale Entwicklungs- und Kontrollorgane zu 
unterhalten sind, die Unterrichtung mit fluktuierender Schülerschaft aus zahl-
reichen Nationen nur in kleinen Klassen möglich und der Aufwand für das 
meist ausländische Personal höher ist als der für deutsche Lehrer. Zudem krie-
gen sie für die meisten Klassenstufen keine Finanzhilfe. – Phorms ist ein öko-
nomischer Sonderfall mit einem Mechanismus, der für die Selbstbestimmung 
der einzelnen Schule nicht zuträglich sein dürfte. 

FÜLLER interessiert sich offenbar nicht sehr für korrekte Bezeichnungen 
und Namen, auch nicht für die Strukturen der Organisation Freier Schulen. 
Für Eltern und Journalisten muss dies sehr verwirrend sein. Im leider nicht 
mehr neu aufgelegten „Handbuch Freie Schulen“ der (Bundes)Arbeits-
gemeinschaft Freier Schulen (Rowohlt 1999) ist das beispielhaft aufgeführt 
(S. 263 ff.) und wäre nur zu aktualisieren. In einer Neuauflage sollten diese 
Nachlässigkeiten dringend korrigiert werden. 

Wofür FÜLLER nichts kann: Seine Ausführungen zur Odenwaldschule wer-
den überschattet von den aktuellen Missbrauchsfällen. Hätte er sie auch heute 
noch so, hätte er sie überhaupt geschrieben? Reformpädagogik, aber auch  ka-
tholische Internatserziehung werden in Frage gestellt; die Schulen in freier Trä-
gerschaft geraten unter Generalverdacht. Umso wichtiger sind vielfältige In-
formationen, wie sie FÜLLER vermittelt. 
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